
Personen-Suchergebnisse: Auer Erhard

22. Mai 1874 – Erhard Auer wird in Dommelstadl bei Passau geboren

Dommelstadt * Erhard Auer wird in Dommelstadl bei Passau geboren. 

22. Januar 1918 – Erhard Auer warnt vor den unorganisierten Arbeiterinnen

München * In einem Gespräch mit dem Münchner Polizeipräsidenten versichert der

Landessekretär der Bayerischen SPD, Erhard Auer, dass „die Unabhängigen in Bayern,

besonders in München, nicht viel Boden“ haben. Bei den organisierten Arbeitern besteht somit

keine Streikgefahr. Anders ist die Sache „bei den vielfach noch nicht organisierten weiblichen

Arbeiterinnen“. 

30. Januar 1918 – Streik-Aktivitäten der USPD verurteilt

München * Die Delegierten des Münchner Gewerkschaftsvereins beschließen eine Resolution, in

der sie die Aktivitäten der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik

verurteilen.    Der Gewerkschaftsvorsitzende Johannes Timm verständigt sich mit dem

MSPD-Parteisekretär Erhard Auer, an der für den nächsten Tag angesetzten Versammlung der

Münchner kriegswichtigen Betriebe teilzunehmen. Sie wollen durch ihre Präsenz      

Gegenmaßnahmen einleiten,   die Bewegung in geordnete Bahnen lenken und   den Streik so

bald als möglich beenden. 

31. Januar 1918 – Die Betriebsversammlung der Bayerischen Flugzeugwerke

München-Ludwigsvorstadt * Am Abend findet im Mathäserbräusaal eine Versammlung der

Arbeiterinnen und Arbeiter der Bayerischen Flugzeugwerke AG statt, bei der der

SPD-Abgeordnete Erhard Auer spricht und wilde Streiks als „zwecklos und sinnwidrig“

bezeichnet.  Als die Versammelten Kurt Eisner zur Stellungnahme ermunterten, blieb dieser still.

Die MSPD und die Gewerkschaften können durchsetzen, dass die Arbeit erst dann niedergelegt

wird, wenn sich die Parteileitung in Berlin dafür ausgesprochen hat. Die Versammlung nimmt

einen erregten Verlauf und muss wegen des „großen Lärms“ vorzeitig beendet werden. 
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1. Februar 1918 – Die MSPD-Führung gewinnt wieder Einfluss auf die Streikenden

München-Maxvorstadt * Nach der Verhaftung von Kurt Eisner und anderen USPD-Streikführern

gewinnt die MSPD-Führung wieder Einfluss auf die Streikenden. In einer Versammlung der

Bayerischen Flugzeugwerke im Löwenbräukeller fordert Erhard Auer zur „Mäßigung und zur

Beendigung des Streiks“ auf. 

8. Februar 1918 – Eine neue Verhandlungskommission wird gebildet

München * Die am 3. Februar gewählte Deputation, die die Forderungen vom 2. Februar der

Regierung vortragen soll, wird durch eine neue Kommission ersetzt. Dazu wird eine Sitzung der

Arbeiterausschüsse von 34 Münchner Betrieben einberufen. Diese wählen eine

Kommission,&nbsp;die aus elf Betriebsvertretern und zwei

MSPD-Landtagsabgeordneten&nbsp;besteht. Diese sollen mit der Regierung verhandeln.   

Erhard Auer übernimmt die Aufgabe des Sprechers.&nbsp;

16. Februar 1918 – Freundlich empfangen - nichts erreicht

München-Kreuzviertel * Die am 8. Februar gewählte Kommission wird von Ministerpräsident Otto

von Dandl, Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich und Kriegsminister Philipp von Hellingrath

empfangen. Der Sprecher der Kommission, der MSPD-Landtagsabgeordnete Erhard Auer, trägt

die Wünsche der Arbeiterausschüsse vor. Die Forderung nach Freilassung der verhafteten

Streikführer ist auf der Liste nicht mehr enthalten.    Die Minister beziehen freundlich zu den

Forderungen und Anregungen Stellung, Zugeständnisse machen sie jedoch keine.&nbsp;Der

Empfang der Kommission wirkt sich dennoch beruhigend auf die Arbeiterschaft aus.&nbsp;

14. Juni 1918 – Nicht den Eindruck der Zusammenarbeit erwecken

München - Nürnberg * Der SPD-Abgeordnete Erhard Auer macht sein Eingreifen bei drohenden

Streiks in Nürnberg davon abhängig, dass ihn dabei keine amtliche Stelle bei seinen

Bemühungen unterstützt. Denn „es würde unter der Arbeiterschaft sofort die Meinung Platz

greifen, dass es sich um eine zwischen ihm und der Regierung abgekartete Sache handle“. 

17. Juni 1918 – Interner Widerstand gegen die MSPD-Reichstagspolitik
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Bayreuth * Der Gautag der nordbayerischen MSPD zeigt, wie sehr die dortigen Organisationen

den bisherigen Kurs des Parteivorstandes kritisch oder gar direkt ablehnend bewerten. Erhard

Auer stößt mit seiner Taktik der nahezu bedingungslosen Unterstützung der Regierung ohne

erkennbare Gegenleistung in seiner eigenen Partei auf zunehmenden Widerstand. In der

verabschiedeten Resolution zur politischen Lage heißt es:    „Wir verlangen daher, dass die

Reichstagsfraktion in Übereinstimmung mit dem Willen der Wählerschaft und mit den

Forderungen unseres Programms zur Durchsetzung der berechtigten Forderungen des

arbeitenden Volkes nunmehr von der bloßen Kritik dazu übergeht, von den schärfsten

parlamentarischen Machtmitteln Gebrauch zu machen und durch ihre Abstimmungen die

Mitverantwortung für die Politik der Reaktion und des Landraubes abzulehnen.“ 

30. Juli 1918 – SPD und Gewerkschaften wollen kein Regierungslob

München * Der SPD-Abgeordnete Erhard Auer bittet das Innenministerium, „von der Verleihung

von Anerkennungsurkunden für Kriegsarbeit an die sozialdemokratische Presse und

Gewerkschaften abzusehen“. 

23. September 1918 – MSPD für eine Koalitionsregierung mit den Bürgerlichen

Berlin • Die MSPD-Reichstagsfraktion und der Parteiausschuss der MSPD beschließen in einer

gemeinsamen Sitzung mit einer deutlichen Mehrheit von 80 : 21 Stimmen, sich an einer

Koalitionsregierung mit den bürgerlichen Parteien zu beteiligen, falls sich die Möglichkeit dazu

bietet. Die Bedenkenträger bleiben in der Minderheit. Dies auch deshalb, weil noch immer keine

Klarheit über die militärische Lage herrscht.    Der Regierungseintritt wird an die Erfüllung eines

Forderungskatalogs geknüpft, der die Parlamentarisierung verlangt und auf die

Friedensresolution vom 19. Juli 1917 Bezug nimmt, in der sie für „einen Frieden der

Verständigung und der dauernden Versöhnung der Völker“ eintritt.     Die Partei entsendet Philipp

Scheidemann als Staatssekretär ohne Portefeuille, Gustav Bauer soll das Reichsarbeitsamt

übernehmen. Otto Wels warnt Friedrich Ebert: „Bist du von Gott verlassen, lass doch zum Teufel

den Frieden diejenigen schließen, die den Krieg geführt und Verantwortung getragen und den

Waffenstillstand gefordert haben“.    Im MSPD-Parteiausschuss gibt Erhard Auer zu bedenken:

„Mit dem Eintritt in die Regierung werden wir gewissermaßen eine Mittelpartei, und die

Unabhängigen, die heute nichts sind, werden dann scheinbar die einzige Oppositionspartei sein.“ 

12. Oktober 1918 – Erhard Auer zum SPD-Landesvorsitzenden gewählt
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München-Au * Der Landesparteitag der MSPD beginnt im Franziskaner-Keller an der Hochstraße.

Er dauert bis zum 13. Oktober. Der Parteitag wählt Erhard Auer als Nachfolger für Georg von

Vollmar zum Landesvorsitzenden. Auer interprediert die innenpolitischen Vorgänge der

vorangegangenen Tage, die Bildung einer Reichsregierung unter Beteiligung der MSPD, wie

folgt:    „Wir erleben die größte Revolution, die es je gegeben hat. Nur die Form ist heute eine

andere, deswegen eine andere, weil durch die Disziplinierung der Arbeiterschaft – und das ist das

Verdienst der Arbeiterbewegung – andere Formen möglich sind, weil es möglich ist, auf legalem

Wege zu erreichen, wofür wir seit Jahrhunderten stritten.“ 

13. Oktober 1918 – Weitreichende Forderungen der bayerischen SPD

München-Au * Auf dem Münchner Parteitag der SPD im Franziskaner-Keller an der Hochstraße

forderte der Chefredakteur der Fränkischen Tagespost, Adolf Braun, die Abdankung des Kaisers.

Unterstützung erhält er von dem Nürnberger SPD-Landtagsabgeordneten Ernst Schneppenhorst,

der gleichzeitig auch den Rücktritt des bayerischen Königs Ludwig III. fordert. Erhard Auer

versucht dagegen seine Parteigenossen zu beschwichtigen und plädiert zum Abwarten, bis die

Zeit reif ist für einen Regierungswechsel auf legalem Weg.    Abschließend beschließt der

Parteitag       die Abschaffung der Monarchie,   die Einführung des Acht-Stunden-Tages,   das

Wahlrecht für beiderlei Geschlecht und   die Einführung einer Arbeitslosenversicherung.       Der

SPD-Landesparteitag fordert aber auch       die Überführung Deutschlands in einen Volksstaat mit

vollkommener Selbstbestimmung und Selbstverantwortung des Volkes in Reich, Staat und

Gemeinde. 

24. Oktober 1918 – Schwere Vorwürfe Kurt Eisners gegen die MSPD

München * Kurt Eisner und seine USPD gehen in ihrer Werbung für die Wahl am 17. November

mit der MSPD ins Gericht:  „Diese Wahl soll und muss die große Abrechnung der Massen mit

denen sein, die das Volk alle die Kriegsjahre hindurch getäuscht und verraten haben. In erster

Linie mitverantwortlich für alles, was sich in diesen Zeiten Furchtbares ereignet hat, sind die

Regierungssozialisten, die sich jetzt überbieten in schreiendem Radikalismus, um die

Aufmerksamkeit von der eigenen Schuld und Mitschuld abzulenken. […]   Einer der belastetsten

und gefährlichsten Regierungssozialisten, Herr Erhard Auer, der bereits ungezählte Ämter fest in

der Hand hält, wagt es, trotz seiner Belastung mit der Schuld an der verwüstenden Kriegspolitik

der herrschenden Klassen sich unter dem angemaßten Namen eines Sozialdemokraten um den

Reichstagssitz in München zu bewerben.“ 
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25. Oktober 1918 – Erhard Auer wettert gegen den preußischen Militarismus

München * Bei der Wählerversammmlung zur Reichstagswahl wettert der SPD-Kandidat Erhard

Auer gegen den preußischen Militarismus, der mit aller Gründlichkeit abgeschafft werden müsse.

Er warnt jedoch vor jeder Form der Gewaltanwendung zur Veränderung des politischen Systems.

6. November 1918 – USPD und MSPD rufen gemeinsam zu einer Massenversammlung auf

München * Kurt Eisner [USPD] und Erhard Auer [MSPD] rufen auf großen Plakaten für den

nächsten Tag zu einer gemeinsamen Massenversammlung auf der Theresienwiese auf. Obgleich

Erhard Auer anfangs Bedenken hatte, gab er seine Zustimmung. Er hat erkannt, dass man der

Friedenssehnsucht der Einwohner Münchens ein Ventil geben muss.  Es kommt auch deshalb

zur ersten öffentlichen Zusammenarbeit der beiden sozialistischen Gruppierungen in Bayern seit

der Gründung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD, weil Auers

MSPD nicht gemeinsame Sache mit denen machen kann, die für die nationale Verteidigung

eintreten und die Waffenstillstandsbemühungen bekämpfen. Über das damit verbundene Risiko

ist sich Erhard Auer und die bayerische Regierung bewusst. 

6. November 1918 – Erhard Auer spricht zum Thema: Was wollen wir Sozialdemokraten?

München-Au * Im Franziskanerkeller spricht der SPD-Reichstagskandidat Erhard Auer zum

Thema „Was wollen wir Sozialdemokraten“ und fordert       die Abdankung des Kaisers und des

deutschen Kronprinzen,   die Ausschaltung aller reaktionären Elemente aus der politischen

Verwaltung,   die Änderung des Mannschaftsbeschwerdegesetzes,   eine

Arbeitslosenversicherung und   den Achtstundentag.       Die Anwendung von Gewalt lehnt er ab.

6. November 1918 – Kriegsminister Hellingrath und Erhard Auer beruhigen die Minister

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag trifft sich das ausscheidende Kabinett mit dem neuen

Reform-Kabinett unter dem Vorsitz des Ministerpräsidenten Otto von Dandl. Das eine Kabinett ist

nicht mehr handlungsfähig, das andere wird seine Aufgabe erst am 8. November übernehmen.

Sorgenvoll blicken sie auf die Massenkundgebung von USPD und MSPD auf der Theresienwiese

am nächsten Tag. Man überlegt sogar, Kurt Eisner vorsorglich verhaften zu lassen. 

Kriegsminister Philipp von Hellingrath erklärt: „Es gibt unruhige und unzuverlässige Elemente

auch in der bayerischen Armee, aber, meine Herren, Sie können ganz beruhigt sein. Die Armee
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als Ganzes ist noch fest in unserer Hand. Es wird nichts passieren.“  Der Vorsitzende der

bayerischen Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer, erklärt: „Reden Sie doch nicht immer von

Eisner. Eisner ist erledigt. Sie dürfen sich darauf verlassen. Wir haben unsere Leute in der Hand.

Ich gehe selbst mit im Zug. Es geschieht gar nichts.“   Dennoch trifft die Regierung Vorkehrungen

für den Fall von Gewaltanwendung. Die stationierten Truppen werden in Alarmbereitschaft

versetzt und mit Gewehren und Tränengas bewaffnet. 

7. November 1918 – Das Teilnahmeverbot der Soldaten wird zurückgenommen

München-Theresienwiese * Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei - USPD hat zu einer

Kundgebung auf die Theresienwiese eingeladen. Um die Kontrolle über die Münchner

Arbeiterschaft nicht ganz zu verlieren, haben sich die Gewerkschaften und die MSPD dieser

Einladung angeschlossen.   Soldaten ist zunächst die Teilnahme an der Versammlung von der

Stadtkommandatur verboten worden. Zwei MSPD-Abgeordnete, darunter Erhard Auer,

veranlassen, dass die Anordnung durch Kriegsminister Philipp von Hellingrath aufgehoben wird.

Soldaten, die keinen Dienst haben, wird erlaubt, die Kaserne zu verlassen. Ein Teil der Soldaten

wird als Bereitschaft zurück behalten. 

7. November 1918 – Um 15 Uhr beginnt die Kundgebung auf der Theresienwiese

München-Theresienwiese * Um 15 Uhr beginnt die politischen Veranstaltung auf

der Theresienwiese, an der sich etwa 40.000 Menschen beteiligen. Andere Quellen sprechen von

über 100.000, sogar von 200.000 Teilnehmern. 

7. November 1918 – Eine Versammlung nach den Vorstellungen Erhard Auers

München-Theresienwiese * Die Versammlung verläuft zunächst ganz nach den Vorstellungen

Erhard Auers. Die Mehrheitssozialdemokraten und die Gewerkschafter marschieren geschlossen

an. Um 15:15 Uhr beginnen die Ansprachen, dafür sind 15 Minuten vorgesehen. Der

MSPD-Führer und weitere Funktionäre halten ihre Reden an der Bavaria, in der sie hervorheben,

dass die Sozialdemokratische Partei       weder zum Streik noch zur Revolution auffordert,

sondern   die Entwicklung zum Volksstaat auf parlamentarischen Wegen erreichen möchte.     

Um 15.45 Uhr lassen sie dann über eine Resolution abstimmen, danach löst sich die

Versammlung auf. Nun formieren sich die Teilnehmer zur großen Friedensdemonstration. Mit

einem Musikkorps an der Spitze marschiert der größte Teil der Massendemonstration unter
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Führung von Erhard Auer in vollkommener Disziplin über die Landwehrstraße, Sonnenstraße,

Karlsplatz, Lenbachplatz, Maximiliansplatz, Brienner Straße, Residenzstraße, Maximilianstraße

und schließlich längs der Isar entlang bis zum Friedensengel. Hier löst sich der Protestmarsch

nach einer kurzen Schlussansprache des MSPD-Reichstags- und Landtagsabgeordneten Franz

Schmitt auf. 

8. November 1918 – Erhard Auer: Die SPD hat den Umsturz nicht vorbereitet!

München * Der SPD-Führer Erhard Auer macht noch einmal deutlich, dass die Sozialdemokraten

den Umsturz nicht vorbereitet haben. In seiner Erklärung sagt er:    „Unter dem Druck der

fürchterlichen Drangsale des deutschen Vaterlandes hat sich die gestrige Kundgebung ohne

unser Zutun zu einem Willensakte gesteigert, mit dem alle Teile der Bevölkerung rechnen

müssen.“ 

8. November 1918 – Die Polizei ist unzureichend und das Militär hat versagt

München * Zwischen Mitternacht und ein Uhr bittet Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich den

Führer der Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer, zu sich. Auer macht deutlich, dass er und

seine Partei die „gewaltsame Niederschlagung der Revolution“ und die „Festnahme der

Revolutionäre“ noch in der Umsturznacht dulden werden. Danach können sie nur mehr

versuchen - auf der Grundlage der neu geschaffenen Verhältnisse - an der Stabilisierung der

inneren Ordnung mitzuwirken.    Auf Auers Frage nach einer aus 500 Mann bestehenden

zuverlässigen Truppe, erwidert von Brettreich, dass ihm keine ausreichenden Machtmittel zur

Verfügung stehen, um den Umsturz niederzuwerfen. Die Polizei ist unzureichend und das Militär

hat gänzlich versagt. 

8. November 1918 – Für die Niederschlagung der Revolution ist es zu spät

München * Gegen Mittag ruft Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich die den

Ministerpräsidenten Otto von Dandl und den Kultusminister Dr. Eugen Ritter von Knilling sowie

den bayerischen MSPD-Vorsitzenden Erhard Auer zu sich.    Bei der Besprechung setzt Auer die

Herren von den bevorstehenden Verhandlungen über die Bildung einer neuen Regierung für den

Freien Volksstaat Bayern, die vermutlich zum Ziele führen werden. Für die Niederschlagung der

Revolution durch die derzeitige Regierung ist es zu spät. 

Münchner Zeitensprünge Seite 7/18



8. November 1918 – Der Provisorische Nationalrat des Volksstaats Bayern konstituiert sich

München-Kreuzviertel * Noch in der Nacht konstituiert sich der Provisorische Nationalrat des

Volksstaats Bayern. Er löst die 163 gewählten Abgeordneten des Bayerischen Landtags ab.   

Voraussetzung ist, dass, entsprechend der Machtverhältnisse und im Interesse der Einigung des

Proletariats, die Mehrheitssozialdemokraten beteiligt werden müssen, obwohl sie die

Revolution mit allen Mitteln verhindern wollten und sich Erhard Auer mit der „gewaltsamen

Niederschlagung der Aufständischen“ noch in der Nacht vom 7. zum 8. November einverstanden

erklärt hat. Aber gegen die MSPD kann nicht regiert werden.    Deshalb zieht Eisner zur ersten

öffentlichen Sitzung des provisorischen Nationalrates am 8. November 1918 - neben den

Delegierten des Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrats sowie Vertretern der Gewerkschaften und

Berufsverbände - die sozialdemokratische Fraktion des alten Landtags, die Fraktion des

Bauernbundes und drei liberale Abgeordnete - Ludwig Quidde, Hübsch und Kohl - hinzu.

8. November 1918 – Eine Provisorische Bayerische Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Um 15:38 Uhr tritt der Provisorische Nationalrat des Volksstaatse

Bayern zu seiner zweiten Sitzung zusammen, um eine Provisorische Bayerische Regierung zu

wählen.    Eisner schlägt folgende Zusammensetzung der Regierung vor:      Das Ministerium des

Äußeren und damit das Präsidium übernimmt Kurt Eisner selbst.    Vizepräsident und

Kultusminister wird der Mehrheitssozialdemokrat Johannes Hoffmann.    Ebenfalls MSPD sind der

Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter,   und der Justizminister Johannes

Timm.    Das Innenministerium erhält der Vorsitzende der bayerischen

Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer.    Das Verkehrsministerium überträgt Eisner einem

bürgerlichen Fachmann: Heinrich von Frauendorfer.    Das Ministerium der Finanzen vertraut

Eisner dem Professor für Staatswissenschaften, Edgar Jaffé an, der den Unabhängigen nahe

steht.    Das neu geschaffene Ministerium für soziale Angelegenheiten leitet der Unabhängige

Sozialdemokrat Hans Unterleitner.      Die Benennung Erhard Auers zum Innenminister ruft neben

Beifall auch Unmutsäußerungen hervor. Bei der Abstimmung erhält Auer eine überwiegende

Mehrheit.  Eisner will mit Auers Ernennung seinen schärfsten Gegner unter Kontrolle

bringen. Daneben ist ihm bewusst, dass die MSPD die Nichtbesetzung des Innenministeriums mit

ihrem Vorsitzenden als Affront empfunden und sich möglicherweise mit der Bourgeoisie gegen

die Revolutionsregierung verbünden würde. Auer dagegen kann der MSPD dadurch den Einfluss

auf die kommenden Ereignisse sichern.    Das Landwirtschaftsministerium wollte Eisner

ursprünglich mit einem revolutionären Bauernbündler besetzen. Doch das kann Erhard Auer

verhindern. Es wird nicht gebildet, da der MSPD-ler darin eine Beschneidung seines

Ressorts sieht und er dem Eisner-nahen Bayerischen Bauernbund - BBB kein zusätzliches
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Machtinstrument an die Hand geben will. 

9. November 1918 – Innenminister Auer gegen Einmischungsversuche der Räte

München * In einer Bekanntmachung des Innenministers Erhard Auer wird erläutert, dass „bis auf

weiteres die sämtlichen Stellen, die bisher mit der Versorgung der Bevölkerung sowie mit der

Überwachung und Regelung des Verkehrs mit Gegenständen des notwendigen Lebensbedarfs

betraut waren, weiter arbeiten“.    Nur diese offiziellen Stellen dürfen entsprechende

Anordnungen erlassen und durchführen. „Unberechtigte Einmischung Dritter wird nicht geduldet

werden.“ Das richtet sich eindeutig gegen Einwirkungsversuche der Räte. 

9. November 1918 – Die Gemeindebeamten stellen ihre Forderungen

München * Vertreter des Zentralverbandes der Gemeindebeamten verhandeln mit Innenminister

Erhard Auer und fordern:       die Aufrechterhaltung der Beamtenrechte,   den Schutz vor

Übergriffen,   ein neues Beamtenrecht,   die Errichtung von Beamtenausschüssen,   die

Heranziehung der Organisation bei der Regelung der Belange der Beamten. 

10. November 1918 – Mehr Katzenjammer als Rausch

München-Kreuzviertel * Erzbischof Michael von Faulhaber notiert in sein Tagebuch: „Schon am

dritten Tag ist die Stimmung mehr Katzenjammer als Rausch. In den Trambahnen schimpfen sie

bereits, wie mir von Ohrenzeugen versichert wird, ebenso über die neue Regierung wie vor acht

Tagen über die alte. […]   Man hört, in der ersten Nacht in Geheimsitzung habe Eisner gefordert,

sofort mit aller Schärfe gegen die Pfaffen, Auer aber habe sehr energisch gesprochen, jetzt alles

beim Alten zu lassen (und besonders von den Feldgeistlichen gesprochen. […]   Ich sage es

heute wiederholt […]: Es sei ja gar nicht damit zu rechnen, dass eine Gegenrevolution komme,

die nicht mehr das Königshaus zurück brächte, sondern nur eine größere Verwirrung stifte, und

namentlich noch viel Blut koste. Jetzt muss alles zusammen helfen, um Ruhe und Ordnung zu

halten.“ 

12. November 1918 – Vorkehrungen zum Schutz von Leben und Eigentum der Bürger

München * Innenminister Erhard Auer weist die Bezirksämter und Gemeindeverwaltungen an,

Münchner Zeitensprünge Seite 9/18



selbst Vorkehrungen zum Schutze von Leben und Eigentum der Bürger zu treffen. 

18. November 1918 – Richtlinien für die Räte werden erarbeitet

München * Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte werden erarbeitet. Dabei treten die

gegensätzlichen Vorstellungen des Ministerpräsidenten Kurt Eisner und des Innenministers

Erhard Auer deutlich zu Tage.  Im Entwurf des MSPD-Politikers Erhard Auer vom 18. November

1918 ist    die Bildung von Soldaten-, Arbeiter- und Bauernräte nur im Bedarfsfalle vorgesehen. 

Die Räte sollen dann für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung sorgen.  Eine

Vollzugsgewalt steht ihnen nicht zu.  Der Vollzug der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften

soll den seitherigen Stellen und Behörden vorbehalten bleiben.    Für Erhard Auer sind die

Arbeiter- und Bauernräte hauptsächlich Hilfseinrichtungen und sind damit der Verwaltung

eindeutig untergeordnet. 

19. November 1918 – Die Auflösung des Landtags tritt nie in Kraft

München * Der Entwurf einer Bekanntmachung des Innenministers Erhard Auer, in der die

Regierung den Landtag für aufgelöst erklärt, wird nie in Kraft gesetzt. 

19. November 1918 – Vorauseilende Vorschriften für die Räte

München * Obwohl über die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte erst am 26. November

1918 abschließend beraten werden wird, macht Innenminister Erhard Auer in einem Schreiben

deutlich:    „Den Arbeiterräten steht keinerlei Vollzugsgewalt zu. Die bisherigen Gesetze und

sonstigen Rechtsvorschriften bleiben in Kraft und werden von den gesetzlich berufenen

Behörden, Stellen und Körperschaften vollzogen.     Die Arbeiterräte haben lediglich im

Benehmen mit den zuständigen staatlichen und gemeindlichen Stellen und im Rahmen einer

hierüber getroffenen Vereinbarung für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung zu sorgen

und allenfalls die Durchführung weiterer Aufgaben dieser Stellen zu unterstützen.“ 

20. November 1918 – Kurt Eisners Vorschlag für die Räte-Richtlinie

München * Zwei Tage nach Innenminister Erhard Auer legt auch Ministerpräsident Kurt Eisner

seinen Entwurf für die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte vor. Im Entwurf des
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USPD-Politikers Eisner nehmen die Arbeiterräte - zumindest für eine Übergangszeit - eine

zentrale Position im neugegründeten Staat ein. Gemeinsam mit den Soldaten- und Bauernräten

sollen sie bis zur endgültige Regelung durch die zu wählende Nationalversammlung die

„revolutionäre Grundlage des neuen Regierungssystems“.  Eisner und die USPD wollen die Räte

und das Parlament als gleichberechtigte Partner in einem demokratischen System. Sie dienen

der politischen Willens- und Bewusstseinsbildung und schaffen die Voraussetzungen für die

Tätigkeit des Parlaments:  „Die Räte sollen die Schulen der Demokratie werden; daraus dann

sollen die Persönlichkeiten emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. […] Die Räte

sind die Grundmauer der Demokratie, die Nationalversammlung, der Landtag ist die Krönung des

Gebäudes. Aber diese Krone würde genauso zusammen stürzen wie die monarchistischen

Kronen, wenn sie sich nicht stützen auf die Kraft und den Willen jener Arbeiterräte.“   Die

Arbeiterräte sollen „die Massen des Proletariats unmittelbar zur politischen Mitarbeit heranziehen“

und so dazu beitragen, dass „der neue demokratische und sozialistische Geist in Staat und

Gesellschaft so tief Wurzeln fasst, dass die kommenden Wahlen die provisorische Ordnung der

Dinge bestätigen und befestigen werden“.  Im Falle, die Zentralregierung würde den

Revolutionszustand ausrufen, sollten die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte umgehend alle

notwendigen Maßnahmen einleiten, die zur Erhaltung und Sicherung der revolutionären

Regierung erforderlich wären.  Der Entwurf Kurt Eisners sieht für die Räte großzügige

Kompetenzzuweisungen vor. Von Kontroll-, Vorschlags-, Beratungs- und Auskunftsrechten bis

hin zur Fragen der Entlassung und Einstellung von Beamten. 

21. November 1918 – Keine Vollzugsgewalt für die Räte

München * In einem seiner vielen Briefe und Telegramme an die Behörden und Bezirksämter

schreibt Innenminister Erhard Auer unter dem Betreff: Befugnisse der Soldaten-, Arbeiter- und

Bauernräte folgende Zeilen:    „Den Soldaten-, Arbeiter- und Bauernräten steht keinerlei

Vollzugsgewalt zu. Sie haben daher jeden Eingriff in die staatliche und gemeindliche

Verwaltungstätigkeit zu vermeiden. Der Vollzug der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften

wird grundsätzlich nach wie vor von den seitherigen Stellen und Behörden wahrgenommen.“ 

26. November 1918 – Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Bauernräte

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat beschließt - in Abwesenheit von Kurt Eisner - nach

Abstimmung mit den Vollzugsausschüssen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte.  Die Richtlinien stellen einen Kompromiss

der gegensätzlichen Vorstellungen des bayerischen Ministerpräsidenten vom 20. November und
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seines Innenministers Erhard Auer vom 18. November dar. Das bedeutet jedoch, dass

wesentliche Elemente aus beiden Entwürfen ebenso unberücksichtigt bleiben müssen, wie der

Entwurf des Revolutionären Arbeiterrats vom 19. November 1918.  Die Räte erhalten zwar die

von Eisner vorgeschlagene Stellung im Staat, doch werden sie nur mit den Kompetenzen

ausgestattet, die ihnen Auer zugestehen will. Die Räte bilden demnach „bis zur endgültigen

Regelung durch die Nationalversammlung die revolutionäre Grundlage des neuen

Regierungssystems“, dennoch bleibt ihnen im Verhältnis zu den Behörden nur das Recht auf

Auskunft und Gehör. Ein Kontrollrecht wird ihnen ebenso wenig zugestanden wie die

Vollzugsgewalt. Damit haben sich Innenminister Erhard Auer und die Mehrheitssozialdemokraten

mit ihren Vorstellungen im Wesentlichen durchgesetzt.  Die Richtlinie für die Bauernräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Bauernräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt. 

2. Dezember 1918 – Auer drängt auf die Festsetzung eines Wahltermins

München * Es kommt erstmals zur offenen Regierungskrise, nachdem Innenminister Erhard Auer

auf die Festsetzung eines Termins zur Wahl der Bayerischen Nationalversammlung besteht. Die

Minister Erhard Auer, Johannes Timm und Heinrich Ritter von Frauendorfer drohen mit ihrem

Rücktritt.  Ministerpräsident Kurt Eisner stimmt daraufhin einem Kompromiss zu, den er auf der

Sitzung der Soldatenräte darlegen wird. 

2. Dezember 1918 – Innenminister Erhard Auer als Hemmschuh der Revolution

München * Für viele Münchner und Bayern ist der Innenminister Erhard Auer von der SPD der

„Hemmschuh der Revolution“. Josef Hofmiller schreibt dazu in sein Tagebuch:    „Gegen Auer

wird unglaublich gehetzt, in aller Öffentlichkeit. Die Gegensätze spitzen sich so zu, dass entweder

Eisner zurücktreten oder Auer aus dem Kabinett austreten muss. Letzteres würde den Sieg des

Bolschewismus bedeuten.“ 

4. Dezember 1918 – Demonstration für die Einberufung der Bayerischen Nationalversammlung

München-Kreuzviertel * 500 Pioniere in Begleitung ihrer Offiziere demonstrieren vor dem Sitz des

Ministerpräsidenten im Montgelas-Palais für die Einberufung der Bayerischen

Nationalversammlung.    Ministerpräsident Kurt Eisner, Innenminister Erhard Auer und

Militärminister Albert Roßhaupter sprechen mit den Versammelten und sichern ihnen die baldige
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Bekanntgabe des Einberufungstermins der Nationalversammlung zu.

4. Dezember 1918 – Landtagswahlen ohne Beteiligung der Frauen vorgeschlagen

München * Innenminister Erhard Auer schlägt auf der Ministerratssitzung vor, die Wahlen zum

Landtag und zur verfassungsgebenden Nationalversammlung möglichst bald und deshalb ohne

Frauen durchzuführen, da die Erstellung der Wählerlisten bei einer Einbeziehung der Frauen

doppelt so lange dauern würde.    Zum Glück für die Frauen kann sich der bayerische

SPD-Landesvorsitzende mit seinen Vorstellungen nicht durchsetzen. 

5. Dezember 1918 – Termin für die Landtagswahl auf 12. Januar 1919 festgelegt

München-Kreuzviertel * Im Ministerrat kommt es zu heftigen Diskussionen über die

Terminfestsetzung zur Nationalratswahl. Kurt Eisner sieht in einem frühen Termin keinen Vorteil.

„Die Massen scheuen sich davor und fürchten die Preisgabe der Errungenschaften.“  Dagegen

fordern die MSPD-Minister einen möglichst frühen Wahltermin. Jeder Tag früher stellt für sie

einen „Gewinn gegenüber dem Zentrum“ dar. Erhard Auer dringt deshalb auf den 12. Januar

1919.  Innenminister Erhard Auer und Justizminister Johannes Timm geben unumwunden ihre

Abneigung gegen die Räte zu und treten für die Umwandlung der Arbeiter- und Bauernräte in

Arbeiter- und Landwirtschaftskammern ein und sprechen den Räten jede politische Funktion ab.

Verkehrsminister Heinrich Ritter von Frauendorfer sieht in den Räten eine „nur notwendige

Begleiterscheinung der Revolution“. Den Soldatenräten gibt man keine Zukunft. 

6. Dezember 1918 – Demonstranten besetzen Münchner Zeitungsredaktionen

München * Im Schwabingerbräu, Mathäserbräu und im Odeon werden Versammlungen für

Soldaten abgehalten. Die Versammlungsteilnehmer demonstrieren im Anschluss gegen die

Münchner Presse.  Die Räume der Münchner Neuesten Nachrichten, des Bayerischen Kuriers,

der München-Augsburger Abendzeitung und der Münchner Zeitung werden besetzt. Die Besetzer

erlassen umfangreiche Zensurvorschriften, die beim Eintreffen der Republikanischen

Schutztruppe und vor allen auf Kurt Eisners Zureden zurückgenommen werden. Die

Demonstranten ziehen daraufhin zu Innenminister Erhard Auer, um ihn wegen    seiner Haltung in

den Januarstreiks und  seines Eintretens für eine demokratische, nicht-sozialistische Republik     

mit Gewalt zum Rücktritt von seinem Ministerposten zu zwingen. 
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7. Dezember 1918 – Ministerpräsident Eisner erklärt Auers Rücktritt für nichtig

München * Der MSPD-Innenminister Erhard Auer wird kurz nach Mitternacht von ungefähr 300

Demonstranten in seiner Wohnung „überfallen“. Sie holen ihn aus dem Bett und erzwingen von

ihm mit vorgehaltenem Gewehr seinen Rücktritt. Erhard Auer äußert sich daraufhin: „Der Gewalt

weichend erkläre ich [..], dass ich das Amt des Ministers des Inneren niederlege.“  In der

Zwischenzeit ist Ministerpräsident Kurt Eisner in Auers Wohnung geeilt. In seinem ehrlichen

Bemühen, Gesetz und Ordnung des Freistaats aufrecht zu erhalten, weist er die Demonstranten

auf das Falschsein ihrer Gewalthandlungen hin und wird dafür begeistert gefeiert. Er entgegnet

den Angreifern: Ihr Handeln sei „sicherlich gut gemeint und […] sicherlich aus Liebe zu mir

geschehen, aber es war nicht gut“.  Eisner und Auer sind sich einig, dass das Rücktrittsgesuch

öffentlich widerrufen werden soll. Ministerpräsident Kurt Eisner nimmt Auers Rücktritt nicht an und

erklärt die „erpresste Erklärung“ für nichtig. Gegen vier Uhr früh ist die Angelegenheit erledigt und

die Ruhe in der Stadt wieder eingekehrt. 

10. Dezember 1918 – Die Räte bilden eine Kommission zur Überprüfung der Richtlinie

München * Auf der Sitzung der bayerischen Arbeiterräte erklärt Innenminister Erhard Auer, dass

er über 600 Telegramme herausgegeben hat, in denen Beschlüsse von Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräten aufgehoben worden sind.    Die Sitzung ist aufgrund von Protesten gegen die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte der Räte aus der Provinz einberufen

worden. Man beschließt eine Kommission zur Überprüfung der Richtlinie. 

18. Dezember 1918 – Innenminister Erhard Auer erlaubt die Zulassung von Milizen

München * Innenminister Erhard Auer erlaubt ausdrücklich die Zulassung von Milizen zur

Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung. 

24. Dezember 1918 – Innenminister Auer feiert mit Graf Arco in der Türkenkaserne

München-Maxvorstadt * Innenminister Erhard Auer verbringt den Heiligabend auf Einladung von

Anton Graf Arco-Valley, dem späteren Eisner-Mörder, in der Türkenkaserne.     „Auer war in

fröhlichster Laune und hielt eine schmetternde Lobrede auf das Leibregiment […]. Die gräflichen

Offiziere waren so gerührt, dass bei einem von ihnen eine Träne am Monokel haften blieb. Es

fehlte nur noch die Königshymne.“ 
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27. Dezember 1918 – Erhard Auer und Johannes Timm wollen eine Bürgerwehr gründen

München * In einem Aufruf fordern Innenminister Erhard Auer [MSPD] und Justizminister

Johannes Timm [MSPD] zusammen mit dem Landtags-Bibliothekar Rudolf Buttmann und dem

Verleger Julius Lehmann sowie weiteren 21 namhaften, rechtsstehenden Bürgerlichen die

Schaffung einer „freiwilligen Bürgerwehr“ als Organ der „ordnungsliebenden Kreise“. 

28. Dezember 1918 – Die Ziele der Konferenz der Süddeutschen Staaten

Stuttgart * Die noch anwesenden Ministerpräsidenten Anton Geiß aus Baden, Wilhelm Blos aus

Württemberg und Carl Ulrich aus Hessen verhandeln mit den bayerischen Innenminister Erhard

Auer weiter. Die Konferenz beschließt,       dass das Deutsche Reich in seiner gegenwärtigen

Form erhalten bleibt,   dass separatistische Bestrebungen ausdrücklich abgelehnt werden,   dass

das Deutsche Reich auf föderalistischer Grundlage aufgebaut,   dass eine aktionsfähige

Regierung und Nationalversammlung gewählt und   dass ein schneller Frieden angestrebt wird.    

 Zur Umsetzung der Ziele beschließt man       die Bildung einer Süddeutschen Kommission,   eine

Blockbildung bei zukünftigen Ministerpräsidenten-Konferenzen und   den gemeinsamen Einkauf

von Lebensmitteln im Ausland.      Über den weiteren Umgang mit und über die künftige Rolle der

Hegemonialmacht Preußen werden keine Positionen entwickelt. Man ist nur einig, dass Preußen

in seiner bisherigen Form nicht weiter bestehen kann. Forderungen nach Zerschlagung Preußens

werden nicht gestellt.    Die beschlossene Süddeutsche Konferenz wird nie zusammen treten. 

30. Dezember 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner lehnt die Bürgerwehr ab

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner lehnt im Provisorischen Nationalrat die

Bildung einer Bürgerwehr ab. Er drückt sein Bedauern darüber aus, dass Innenminister Erhard

Auer [MSPD] und Justizminister Johannes Timm [MSPD] als Regierungsmitglieder „unter irrigen

Voraussetzungen“ einen Aufruf zur Gründung einer solchen Einrichtung unterzeichnet haben.   

Nachdem Innenminister Erhard Auer von Ernst Toller mit Vorwürfen zur Gründung

einer Bürgerwehr konfrontiert wird, erklärt dieser, dass er weder über die Ziele noch über die

Truppenstärke informiert war und nur die ordnungsgemäße Durchführung der Wahl sicherstellen

wollte. Unter den gegebenen Umständen ziehen er und Minister Johannes Timm ihre

Unterschriften unter dem Aufruf zurück.    Auer bietet seinen Rücktritt vom Ministeramt an. Das

lehnt Ministerpräsident Kurt Eisner ab. Einen Erhard Auer außerhalb der Regierung erscheint ihm

noch gefährlicher als einen Minister Auer. 
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30. Dezember 1918 – Diskussionen ohne geistige Schranken

München-Isarvorstadt * In den Kolosseums-Bierhallen haben sich einige Hundert Internationale

Kommunisten versammelt. Sie diskutieren das Für und Wider       einer Bewaffnung des

revolutionären Proletariats,   einer Sabotierung der Nationalversammlungswahlen,   einer

Lynchjustiz am Erzbischof von München und Freising, Michael von Faulhaber,   einer Aburteilung

von Erhard Auer und Johannes Timm durch einen Staatsgerichtshof und   den Kampf mit den

Waffen der Gewalt, nicht mit geistigen Waffen.      Es sind Diskussionen ohne geistige

Schranken, keine Beschlüsse! 

30. Dezember 1918 – Matrosenversammlung im Alten Hackerkeller

München-Ludwigsvorstadt * Im Alten Hackerkeller treffen sich Matrosen zu einer Versammlung.

Der Präsident des Soldatenrats, Fritz Schröder, bezeichnet die derzeitige Lage als „einen Kampf

auf Leben und Tod“ zwischen Kapitalismus und Sozialismus.      Der Obermatrose Conrad Lotter

warnt vor „kopflosen Handlungen“ und verteidigt Innenminister Erhard Auer und

Justizminister Johannes Timm für Ihr Eintreten bei der Bildung einer Bürgerwehr. Heftiger

Widerspruch ist die Folge. 

16. Januar 1919 – Erhard Auer erhebt den Anspruch aufs regieren

München * Der bayerische SPD-Vorsitzende Erhard Auer führt auf einer politischen

Versammlung seiner Partei aus: „Eine Klasse kann herrschen, aber nicht regieren; regieren kann

nur eine Organisation.“ Er meinte dabei wohl seine Partei. 

21. Februar 1919 – Das Attentat auf Erhard Auer (SPD)

München-Kreuzviertel * Als sich der Landtag gegen 11 Uhr wieder versammelt, ergreift Erhard

Auer das Wort zu einer Gedenkrede:     „Damen und Herren!  Der provisorische Ministerpräsident

Kurt Eisner hat soeben durch Mörderhand den Tod gefunden. [...] Die Tat wurde von ruchloser

Hand in feiger Weise verübt [...]. Diese Handlung muss bei jedem anständigen Menschen tiefsten

Abscheu hervorrufen. [...]  Wir beklagen in dem Ermordeten den Führer der Revolution in Bayern

und zugleich den vom reinsten Idealismus und von treuer Sorge für das Proletariat erfüllten

Menschen.    Auf diesem Weg kann und darf nicht fortgefahren werden, wenn nicht vollkommene

Anarchie eintreten soll. Angesichts dieser wahnsinnigen Mordtat, gegen deren Urheber mit
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rücksichtsloser Strenge vorgegangen wird, gilt es nunmehr, die Besonnenheit zu wahren und alle

Kräfte zusammenzufassen, um die ungeheuere Aufgabe der nächsten Zeit so zu lösen, wie es

das Interesse des gesamten bayerischen Volkes erfordert.“    Auer hatte seine Rede gerade

beendet, da stürzt ein schnauzbärtiger junger Mann, bekleidet mit einem grauen Mantel und Hut,

durch einen Seiteneingang in den Sitzungssaal, läuft direkt auf Auer zu, tituliert ihn mit „Du

Lump!“, zieht eine Pistole aus seinem Mantel und drückt zweimal ab. Erhard Auer sinkt - in die

Brust getroffen - zu Boden.     Der konservative Abgeordnete Major Paul Ritter von Jahreiß stellt

sich dem fliehenden Attentäter in den Weg und wird durch einen Schuss in den Hals tödlich

getroffen.    Der Täter ist der im Jahr 1887 in Kelheim geborene Metzger Alois Lindner. Er ist

Mitglied in der USPD und im Revolutionären Arbeiterrat. Lindner ist von Auers Schuld an Eisners

Ermordung überzeugt.    Inzwischen betreten weitere Mitglieder des Revolutionären

Arbeiterrats den Saal. Auch sie glauben an Auers Schuld und fordern „Rache für Eisner!“.  Es

kommt zu einer wilden Schießerei, bei der einer der Mitbegründer der Bayerischen Volkspartei -

BVP, Heinrich Osel, ums Leben kommt. In der allgemeinen Panik fliehen die übrigen

Anwesenden.    Auch Lindner gelingt die Flucht. Unterstützt durch Freunde geht er nach Ungarn.

 

25. Februar 1919 – Die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien

München * Bereits am ersten Tag fordert Max Levien als Delegierter des Revolutionären

Arbeiterrats       die sofortige Ausrufung der Räterepublik,     die Aufnahme diplomatischer

Beziehungen zur UdSSR,     die Versendung wahrheitsgetreuer Flugblätter in fremden Sprachen,

    die Entfernung der Republikanischen Schutztruppe,     die Bildung einer Roten Armee sowie    

die Annullierung der Staatsschulden und Kriegsanleihen.        Unterstützt wird Levien von dem

Matrosen Rudolf Egelhofer, der von der „permanenten Proletarierversammlung“ im

Wagnersaal abgesandt wurde, an der mehr als 5.000 Menschen teilnehmen.      Auch der

Anarchist Erich Mühsam schließt sich dieser Forderung an. Er ist der Überzeugung, dass der

Ausgang des Kongresses der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte von

entscheidender Bedeutung für den künftigen Verlauf der Weltrevolution ist.    In den weiteren

Beratungen kristallisieren sich die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien heraus.         Die

SPD-Delegierten sprechen sich gegen eine Räterepublik aus, setzen sich aber - anders als die

Genossen um Erhard Auer - für die Verankerung der Räte in der Verfassung ein.     Die

KPD fordert dagegen die Regierung der Volksbeauftragten und eine Räterepublik. 

28. Februar 1919 – Verhaftungen aus dem Sitzungssaal heraus
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München-Kreuzviertel * Noch vor der Abstimmung werden die Delegierten Max Levien, Erich

Mühsam, Gustav Landauer, Franz Michael Cronauer und Wilhelm Reichart von der SPD-nahen

und von Innenminister Erhard Auer errichteten Republikanischen Schutztruppe aus dem

Sitzungssaal heraus verhaftet.    Ernst Niekisch versucht verzweifelt Herr der Lage zu bleiben und

erreicht, dass die Verhafteten wenige Minuten später wieder freigelassen werden. Die

Verantwortung für die unübersichtliche Situation übernimmt schließlich

der Stadtkommandant Oskar Dürr und der Polizeipräsident Josef Staimer. 

10. April 1919 – Ein Anschlag auf Erhard Auer kann verhindert werden

München * Am Abend wird in der&nbsp;Chirurgischen Klinik&nbsp;ein Anschlag auf Erhard Auer

verhindert. Die bewaffneten Eindringlinge können überwältigt und verhaftet werden.&nbsp;

15. Dezember 1919 – Alois Lindner zu 14 Jahre Zuchthaus verurteilt

München * Das Volksgericht München verurteilt Alois Lindner zu einer Zuchthausstrafe von 14

Jahren. Er hat am 21. Februar 1919 bei einem Attentat im Bayerischen Landtag       den

Innenminister Erhard Auer [SPD] durch Pistolenschüsse schwer verletzt.    In den

Auseinandersetzungen wird der BVP-Abgeordnete Heinrich Osel und Major Paul Ritter von

Jahreiß getötet.        Für die Dauer von fünf Jahren erkennt man ihm wegen niederer

Gesinnung die bürgerlichen Ehrenrechte ab. 

20. März 1945 – Erhard Auer stirbt auf einem Transport

Giengen * Erhard Auer stirbt auf einem Transport in Giengen an der Brenz. 
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